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1 Planungsanlass und Beschreibung des Plangebietes 

1.1 Planungsanlass  
Im Jahr 2004 wurden durch Aufstellung 
der 59. FNP-Änderung die planerischen 
Grundlagen für die Genehmigung der 
Reitanlage im Norden von Schweinsberg 
geschaffen und mit Baugenehmigung 
vom 13.08.2004 wurde der Hallenneubau 
genehmigt - seither hat sich die Reit-
sportanlage der Familie Estor zu einem 
festen Bestandteil des örtlichen Sport-
/Freizeitangebotes entwickelt. 
Der sich nördlich der Ortslage Schweins-
berg befindliche Pferdehof bietet für di-
verse städtische Schulen, u.a. die Astrid-
Lindgren-Schule, die Landgräfin-
Elisabeth-Schule sowie die Grundschu-
le II aus Stadtallendorf Reitkurse für Kin-
der an. Insbesondere Kinder mit Migrati-
onshintergrund und aus sozial benachtei-

ligten Familien erhalten so die Möglichkeit, teilweise erstmals im Leben den Umgang 
mit Tieren zu erlernen. Dies trägt direkt zur sozialen Stärkung und der Erhöhung des 
Selbstbewusstseins der Kinder bei. Die Schulklassen kommen an drei Terminen in der 
Woche an die Reitanlage. 
Daneben wird auch Kindern mit Beeinträchtigungen der Umgang mit Tieren und die 
Arbeit außerhalb des gewohnten Umfelds ermöglicht, was für die Entwicklung dieser 
Kinder von hohem Wert ist. Darüber hinaus werden auf der Reitanlage zudem regel-
mäßig Ferienspiele für reitbegeisterte Kinder abgehalten, wobei die Teilnehmerzahlen 
von bis zu 45 Kindern zeigen, dass ein starkes Interesse an diesem Angebot herrscht. 
Zusätzlich ist es geplant, in Zukunft auch Kinderreitferien anzubieten. 
Durch die Möglichkeit für viele Reiter im Ort auch im Winter die Halle nutzen zu können 
und die Anlage eines Reitplatzes an der Grillhütte Schweinsberg, ist auch die Anzahl 
der privaten Pferdehalter auf bis zu 60 Pferde gestiegen. Positiver Nebeneffekt ist 
auch, dass es keine leerstehenden alten Höfe in Schweinsberg gibt. Vielmehr sind sol-
che Immobilien Mangelware. 
Insofern stellt diese "Pferde-Infrastruktur" nicht nur eine Bereicherung des Angebotes 
an Sport- und Freizeiteinrichtungen im Stadtteil Schweinsberg dar, sondern trägt auch 
zur Erhaltung des Ortsbildes bei. 
Es besteht daher ein öffentliches Interesse an der Fortführung des Pferdehofs in der 
Vogelwiese. 
Die Aufrechterhaltung des Angebots soll für die Zukunft dadurch gewährleistet sein, 
dass die zukünftige Betriebsinhaberin in unmittelbarer Nähe zum Pferdehof wohnen 
kann, um die eigene Familienplanung einerseits und den Betrieb der Anlage anderer-
seits vereinbaren zu können. 
Ziel des Bebauungsplans ist daher die planungsrechtliche Sicherung der bestehenden 
Reitanlage sowie des geplanten Betriebsinhaberwohnhauses im Rahmen der Festset-
zung eines „Sonstigen Sondergebietes“ gem. § 11 Baunutzungsverordnung. Damit 

 
Abbildung 1: Räumliche Lage – Ausschnitt TK 25 
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wird klargestellt, dass auf dieser Außenbereichsfläche ohne direkten Siedlungsan-
schluss kein neuer Siedlungsansatz geschaffen werden soll, sondern nur ein der Reit-
anlage zugeordnetes „gebundenes“ Wohngebäude sowie der angrenzend geplanten 
naturschutzfachlichen Ausgleichsmaßnahmen für zulässig erklärt werden sollen. 
Die seit 2004 bereits bestehende Reitanlage ist im Flächennutzungsplan bereits als 
„Sonderbaufläche“ dargestellt. Die hier vorgesehene kleinflächige Ergänzung für das 
geplante Wohngebäude ist maßstabsbedingt noch durch das „Entwicklungsgebot“ des 
§ 8 Abs. 2 BauGB abgedeckt. Dies gilt auch für die geplanten Ausgleichsmaßnahmen. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Stadtallendorf hat daher in ihrer Sitzung 
am 31.10.2019 gem. § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans „Vogel-
wiese“ im Ortsteil Schweinsberg beschlossen. 
 
 

1.2 Lage und Abgrenzung des Plangebietes 

  
Abbildung 2: Plangebiet auf Luftbildbasis (HVBG) Abbildung 3: Plangebiet auf ALK-Basis 

Das Plangebiet liegt nördlich von Schweinsberg zwischen den Wohngebieten am Orts-
rand und der Niederofleidener Straße (L 3073) innerhalb der intensiv genutzten Agrar-
flur und umfasst im Wesentlichen das Gelände des Pferdehofs, welches überwiegend 
durch die bestehende Reithalle inkl. Stallungen und Paddocks, Reitplätze, wasser-
durchlässig gestaltete Wirtschafts- und Bewegungsflächen sowie Weiden geprägt ist. 
Im Norden und Osten wurden im Zuge des Hallenneubaus Obstwiesen angelegt, nörd-
lich an die Halle angrenzend befindet sich ein eichenreiches Feldgehölz mit einer Mul-
de (Oberflächenwasserrückhalt) und östlich der Halle truppweise Eichenanpflanzun-
gen. 
Das Reitgelände wird im Süden von einem befestigt ausgebauten Wirtschaftsweg be-
grenzt (welcher die Fortführung der Ortsstraße Vogelwiese darstellt und das Plangebiet 
mit der bebauten Ortslage verbindet) sowie im Norden und Osten von einem Gehölz-
saum entlang des periodisch wasserführenden Grabens an der L 3073. Westlich des 
bestehenden Pferdehofs erstreckt sich ein intensiv genutzter Ackerschlag, welcher i.U. 
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der erforderlichen Erweiterungsfläche für das geplante Wohnhaus sowie der Aus-
gleichsfläche mit in den Geltungsbereich einbezogen wird. 
Das Plangebiet umfasst so eine Fläche von rd. 1,3 ha und erstreckt sich auf die Flur-
stücke 75 und 76 (tw) in der Gemarkung Schweinsberg, Flur 6. 
Die verkehrliche Erschließung erfolgt vom Wirtschaftsweg Vogelwiese aus, die zusätz-
liche Ver- und Entsorgung des Wohnhauses soll über die Bestandsanlagen des Pfer-
dehofs im Wirtschaftsweg erfolgen. 
 
 

1.3 Verfahren und Verfahrensschritte 
Die Bauleitplanung wird im 2-stufigen Regelverfahren nach §§ 3 und 4 BauGB aufge-
stellt. Folgende gesetzlich vorgeschriebene Verfahrensschritte hat der Bauleitplan 
durchlaufen: 

Nr. Verfahrensschritt mit Rechtsgrundlage Datum / Zeitraum 
1. Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB 31.10.2019 

2. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 
BauGB laufend 

3. Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB laufend 

4. Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB vom __.__.____ 
bis __.__.____ 

5. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB 

vom __.__.____ 
bis __.__.____ 

6. Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB und Beschluss 
der bauordnungsrechtlichen Festsetzungen gem. § 81 HBO __.__.____ 

7. 
Inkrafttreten durch ortsübliche Bekanntmachung des Sat-
zungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 BauGB inkl. der Ge-
staltungsfestsetzungen nach § 81 HBO 

__.__.____ 

 
 

1.4 Bodenschutz in der Bauleitplanung 
„Täglich werden in Deutschland rund 73 Hektar als Siedlungs- und Verkehrsflächen 
neu ausgewiesen. Dies entspricht einer Flächenneuinanspruchnahme – kurz Flächen-
verbrauch - von ca. 104 Fußballfeldern. Zwar lässt sich "Fläche" im engeren Wortsinn 
nicht "verbrauchen". Fläche ist jedoch – wie auch der Boden  - eine endliche Res-
source, mit der der Mensch sparsam umgehen muss, um sich seine Lebensgrundlagen 
zu erhalten.  
Bis zum Jahr 2020 will die Bundesregierung den Flächenverbrauch auf maximal 30 
Hektar pro Tag verringern. Dieses sogenannte 30-ha-Ziel hat sie in ihrer nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie von 2002 festgelegt. Die nationale Strategie zur biologischen 
Vielfalt von 2007 konkretisiert diese Vorgabe: Sie formuliert Visionen und benennt Ak-
tionsfelder für Bund, Länder und Kommunen. Die Europäische Kommission strebt gar 
das Flächenverbrauchsziel Netto-Null an. 
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Notwendig ist zum einen, den Flächenverbrauch wie geplant zu reduzieren. Zum ande-
ren müssen bestehende Siedlungs- und Verkehrsflächen auch besser genutzt wer-
den.“1 
Daher wurden mit Änderung des Baugesetzbuchs im Jahr 2013 zwei in diesem Zu-
sammenhang wesentliche Änderungen aufgenommen. Diese betreffen in Bezug auf 
die städtebauliche Entwicklung zum einen den Grundsatz des Vorrangs der Innenent-
wicklung (§ 1 Abs. 5 BauGB, „Vorrang der Innenentwicklung2) und zum anderen die 
erhöhte Begründungspflicht bei der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald ge-
nutzter Flächen (§ 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB „Umwidmungssperrklausel“3) und erhöhen 
somit auch die Anforderungen an den ebenfalls in § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB genann-
ten „schonenden Umgang mit Grund und Boden“ („Bodenschutzklausel“). 
Die o.g. Neuregelungen normieren jedoch „nicht etwa eine strikte Rechtspflicht (OVG 
Münster Urt. v. 28. 6. 2007 – 7 D 59/06.NE, aaO vor Rn. 1). Sie sind vielmehr „in der 
Abwägung zu berücksichtigen“ (§ 1a Abs. 2 Satz 3 BauGB) und beinhalten damit eine 
„Abwägungsdirektive“.4 
 

1.4.1 Vorrang der Innenentwicklung und Umwidmungssperrklausel 
Gemäß § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB sollen zur Verringerung der zusätzlichen Inan-
spruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung 
der Stadt, insbesondere 
• durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maß-

nahmen zur Innenentwicklung genutzt sowie 
• Bodenversiegelungen 
auf das notwendige Maß begrenzt werden. 
Darüber hinaus sollen gemäß § 1a Abs. 2 Satz 2+4 BauGB  
• landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen nur im not-

wendigen Umfang umgenutzt werden. Die Notwendigkeit ist zu begründen. 

 
1Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit: http://www.bmub.bund.de/themen/strategien-
bilanzen-gesetze/nachhaltige-entwicklung/strategie-und-umsetzung/reduzierung-des-flaechenverbrauchs/ 
2 § 1 Abs. 5 BauGB: 
„Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und umwelt-
schützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen miteinander in Einklang bringt, 
und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung gewährleisten. [...] Hierzu soll die städte-
bauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen.“ 
3 § 1a Abs. 2 BauGB 
„Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen 
Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Stadt insbesondere durch 
Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie 
Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke ge-
nutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden. [...] Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirt-
schaftlich oder als Wald genutzter Flächen soll begründet werden; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der 
Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und 
andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können.“ 
4 zit. nach: Beck`scher Online-Kommentar BauGB, Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg/ Krautzberger, 115. Ergänzungslieferung 
2014 – Rn. 62-62c. 
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Bewertung: 
Das Vorhaben dient der Sicherung und Entwicklung eines bereits seit langen Jahren 
bestehenden Reitgeländes durch Maßnahmen der planungsrechtlichen Ordnung und 
Nachverdichtung. 
Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung werden überwiegend bereits freizeitlich 
genutzte, voll erschlossene Flächen in Anspruch genommen, landwirtschaftliche Flä-
chen werden nur im unmittelbaren Erweiterungsbereich des „Sondergebiets“ i.U. von 
rd. 1.350 m2 zusätzlich beansprucht. Im Bodenviewer Hessen werden diese Flächen 
hinsichtlich der bodenfunktionalen Gesamtbewertung als mittel bei hohem Ertragspo-
tential und mittlerer Standorttypisierung, Feldkapazität und Nitratrückhaltung geführt. 
Die Fläche wird bislang durch einen Nebenerwerbslandwirt genutzt, welchem, vertrag-
lich vereinbart, vom Vorhabenträger eine rd. 8.550 m2 große Ersatzfläche mit gleicher 
bodenfunktionalen Gesamtbewertung in der Gemarkung Nieder-Ofleiden zur Verfü-
gung gestellt wird. Eine Änderung in der lokalen Landwirtschaftsstruktur wird, auch 
aufgrund der nur geringen Flächengrößen, somit nicht vorbereitet. 
Dennoch ist für die zusätzliche Bodenversiegelungen und Funktionsminderungen 
durch Aufwertung der Bodenfunktion im räumlichen Zusammenhang ein Ersatz zu 
schaffen. Dies gelingt durch Reduzierung der Hemerobie (menschlichen Überprägung) 
von Agrarböden mit biotisch guten Entwicklungspotentialen5, z.B. im Bereich der Aus-
gleichsmaßnahmen. 
Zum Schutz des Bodens werden darüber hinaus Ausführungshinweise zum vorsorgen-
den Bodenschutz in die Festsetzungen übernommen. Auch dienen die Festsetzungen 
zur Grüngestaltung der Grundstücksfreiflächen und zur Befestigung der Reit- und We-
geflächen der Minderung von Beeinträchtigungen des Bodens im Plangebiet. 
 
 

2 Erschließungs- und Bebauungskonzept 
Das vorgesehene Wohnhaus für die künftige Betriebsinhaberin und ihren Ehemann soll 
auf Flst. 76, Flur 6 entstehen. Hierfür wird der am Wirtschaftsweg Vogelwiese anlie-
gende Teilbereich i.U. von rd. 1.350 m2 gem. § 11 BauNVO (Baunutzungsverordnung) 
als „Sondergebiet – Reitanlage“ festgesetzt. Der rückwärtige Teil des Flst. 76 wird als 
Ausgleichsmaßnahme herangezogen (1.750 m2), wobei aus dem bestehenden Inten-
sivacker eine extensiv genutzte Streuobstwiese zu entwickeln ist. Das bestehende 
Reitgelände wird ebenfalls gem. § 11 BauNVO als „Sondergebiet – Reitanlage“ festge-
setzt. 
Die Parzelle wird bisher von einem Nebenerwerbslandwirt genutzt. Dieser erhält zum 
Ausgleich im Wege eines Tauschvertrages, der bereits notariell beurkundet wurde, die 
Parzelle Flur 4, Flurstück 23 in der Gemarkung Nieder-Ofleiden (8.557 m2). Somit er-
hält der Landwirt eine größere Fläche für die landwirtschaftliche Nutzung als er vorher 
bewirtschaften konnte. Zudem kann dieser den Teil des Grundstücks neben der Reit-
halle, der nicht für die Bebauung oder Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen ist, weiter-
hin landwirtschaftlich nutzen. 

 
5 Gemäß „Bodenschutz in der Umweltprüfung nach BauGB“ (LABO 2009, S. 24) kann durch Nutzungsextensivierung 
der Erfüllungsgrad aller Bodenfunktionen (außer Archivfunktion) erhöht werden, multifunktionale Maßnahmen sind dabei 
vorzuziehen. „Multifunktionale Maßnahmen, die Aufwertungen bei mehreren Schutzgütern bewirken, sind für den Aus-
gleich von Eingriffen in die Natur besonders geeignet. Eine Nutzungsextensivierung kann z.B. oft beim Schutzgut Bo-
den, beim Schutzgut Tiere/ Pflanzen/ Biodiversität sowie beim Schutzgut Wasser angerechnet werden.“ 
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Die beiden Obstwiesen im Geltungsbereich sowie das Feldgehölz mit Rückhaltemulde 
nördlich der Reithalle werden mit Erhaltungsfestsetzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr.20 
BauGB belegt - alle drei Flächen werden bei Natureg Hessen als abgeschlossene 
Ausgleichsmaßnahmen („Pflanzung von Streuobst“ und „Pflanzung von Laubbäumen“) 
in Zusammenhang mit dem Reithallenneubau geführt. Die darüber hinaus östlich des 
Reitstallgebäudes liegenden, ebenfalls abgeschlossenen Ausgleichspflanzungen 
(truppweise „Pflanzung von Laubbäumen“), werden aufgrund der hier vorhandenen 
Bewegungsflächen dazwischen durch die textliche Festsetzung zum pauschalen Erhalt 
standortgerechter Laubgehölze planungsrechtlich gesichert. 
Durch Festsetzung von Baufenstern werden die Bereiche gefasst, in denen die Errich-
tung von Hochbauten (Hallen, Stallungen, Wohnhaus) bis zu einer Firsthöhe von 10 m 
zulässig ist. Die Grundflächenzahl wird bei 0,3 und die Geschossflächenzahl bei 0,6 
begrenzt, wobei max. 2 Vollgeschosse zulässig sind. 
Nach Aussage der zukünftigen Betriebsinhaber besteht folgende Ver- und Entsor-
gungssituation: Das Oberflächenwasser der Reithalle wird derzeit in eine Rigole gelei-
tet, die direkt hinter der Reithalle liegt und über das landwirtschaftliche Drainagesystem 
in die Hebeanlage Schweinsberg entwässert. Das Niederschlagswasser des Neubaus 
soll ebenfalls in diese Rigole geleitet werden. Was Löschwasser betrifft, so besteht 
bereits für die Reithalle ein Löschwassertank mit 30.000 l Fassungsvermögen. Zum 
Objektschutz würde dieser Löschwassertank ebenfalls für das Wohnhaus herangezo-
gen. Der Anschluss an die sonstigen Ver- und Entsorgungsleitungen soll über die Be-
standsanlagen im Wirtschaftsweg erfolgen.  
Dieser schließt die Reitanlage auch verkehrlich an das Ortsstraßennetz an: Der Wirt-
schaftsweg Vogelwiese trifft in der westlichen Verlängerung auf die Ortsstraße Fahr-
acker, welche wiederum nach Süden auf die Kreisstraße 24 (Weidenhausen) führt. Die 
nächste ÖPNV-Haltestelle (Schweinsberg - Weidenhausen) befindet sich in rd. 500 m 
fußläufiger Entfernung südlich des Plangebiets. 
Eine direkte Zufahrt vom Plangebiet auf die angrenzend verlaufende L 3073 ist nicht 
geplant und auch nicht zulässig, da dieser Streckenabschnitt bereits als „freie Strecke“ 
zu bezeichnen ist. Nach § 23 Abs. 1 HStrG (Hess. Straßengesetz) ist darüber hinaus 
eine Bauverbotszone für Hochbauten in einer Entfernung von 20 m, gemessen ab dem 
befestigten Fahrbahnrand der Landesstraße, einzuhalten, ebenso wie die sich hieran 
ebenfalls in 20 m Tiefe anschließende Baubeschränkungszone gem. § 23 Abs. 2 
HStrG. 
Darüber hinaus ist der innerhalb der Bauverbotszone liegende gem. § 23 HWG (Hess. 
Wassergesetz) geschützte Gewässerrandstreifen des Grabens entlang der L 3073 in 
einer Breite von 10 m von Bebauung freizuhalten. Dieser wird daher gem. § 9 Abs. 1 
Nr. 15 BauGB als „private Grünfläche“ festgesetzt. 
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3 Übergeordnete Planungen 

3.1 Regionalplan Mittelhessen (RPM 2010) 
Die Stadt Stadtallendorf ist als Mittelzent-
rum im Ländlichen Raum innerhalb der 
großräumigen Fernverkehrsverbin-
dungsachse (Frankfurt am Main / Rhein-
Main – Gießen – Marburg – Kirchhain – 
Stadtallendorf – Kassel) ausgewiesen. 
Insofern besitzt Stadtallendorf eine be-
sondere Bedeutung für die siedlungs-
strukturelle Weiterentwicklung der Regi-
on. 
Das Plangebiet selbst wird im RPM 2010 
als 

• „Vorbehaltsgebiet für den Grund-
wasserschutz“ sowie 

•  „Vorranggebiet für Landwirt-
schaft“ 
eingestuft. 

„Die Vorbehaltsgebiete für den Grundwasserschutz sollen in besonderem Maße dem 
Schutz des Grundwassers in qualitativer und quantitativer Hinsicht dienen. In diesen 
Gebieten mit besonderer Schutzbedürftigkeit des Grundwassers soll bei allen Abwä-
gungen den Belangen des Grundwasserschutzes ein besonderes Gewicht beigemes-
sen werden.“ (6.1.4-12 (G) (K)) 
Das Plangebiet liegt innerhalb der Wasserschutzgebietszone IIIB des Wasserschutz-
gebiets für die Wasserwerke Wohratal und Stadtallendorf des Zweckverbandes Mittel-
hessische Wasserwerke (Schutzgebietsverordnung: StAnz. 48/87 S. 2372) sowie der 
Schutzzone III des Wasserschutzgebiets für den Trinkwasserbrunnen Schweinsberg 
(GruSchu Hessen). Die Anforderungen der Wasserschutzgebietszonen stehen einer 
Festsetzung von kleinflächigen Reitanlagen grundsätzlich nicht entgegen, die Schutz-
gebietsverordnungen sind aber zu beachten. 
Die Fläche wird darüber hinaus als Vorranggebiet für Landwirtschaft dargestellt: 
„In den Vorranggebieten für Landwirtschaft hat die landwirtschaftliche Nutzung Vor- 
rang vor entgegenstehenden Nutzungsansprüchen. Die Agrarstruktur ist hier für eine 
nachhaltige Landbewirtschaftung zu sichern und zu entwickeln.“ 
Da die Fläche jedoch bereits überwiegend im rechtswirksamen Flächennutzungsplan 
als „Sonderbaufläche - Reitanlage“ dargestellt ist und i.R. des vorliegenden Bebau-
ungsplans lediglich eine Nutzungsintensivierung sowie geringflächige Erweiterung er-
folgt, ist die grundsätzliche Standortwahl bzw. Nutzung bereits auf der nachfolgenden 
Planungsebene erfolgt, von raumordnerischen Konflikten ist daher nicht auszugehen. 
 

 
Abbildung 4: RPM 2010 – Ausschnitt 
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3.2 Flächennutzungsplan (FNP) 
Der Flächennutzungsplan der Stadt 
Stadtallendorf stellt das Plangebiet nach 
der im Jahr 2004 erfolgten FNP-
Änderung gem. § 5 Abs. 2 Nr. 5 BauGB 
als „Sonderbaufläche - Reitanlage“ bzw. 
den westlichen Erweiterungsbereich 
gem. § 5 Abs. 2 Nr. 9 BauGB als „Fläche 
für die Landwirtschaft - Ackerland“ dar. 
Aufgrund der nur sehr geringflächigen 
Ausdehnung des Baugebiets i.U. von rd. 
1.350 m2 geht die Stadt Stadtallendorf 
davon aus, dass diese sich im Bereich 
der maßstäblichen Unschärfe bewegt 
und mit dem Entwicklungsgebot gem. § 8 
Abs. 2 BauGB vereinbar ist. Dies trifft 
auch auf die geplante Ausgleichsmaß-
nahme zu. 
 

Eine Änderung des FNP wird daher nicht erforderlich erachtet. 
 

 
Abbildung 5: RPM 2010 – Ausschnitt 
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4 Festsetzungen 

 

4.1 Art der baulichen Nutzung 
Hinsichtlich der zulässigen Art der baulichen Nutzung wird das Reitgelände gem. § 11 
BauNVO als „Sonstiges Sondergebiet“ festgesetzt. In der hierzu erforderlichen Definiti-
on der Zulässigkeiten wird bestimmt, dass das „Sondergebiet - Reitanlage“ (SO-
Reitanlage) der Unterbringung einer Reitanlage inklusive der für den Betrieb erforder-
lichen baulichen Anlagen und Einrichtungen dient. 
Hierzu zählen insbesondere 
• eine Reithalle,  
• Pferdestallungen für Zucht-, Aufzucht- und Pensionspferdehaltung,  
• Funktionsbereiche bzw. Nebenanlagen (z.B. Lager-/ Bergehallen Rangier- und 

Abstellflächen, Werkstatt, Stellplätze)  
• Bewegungsflächen (z.B. Außenreitplätze). 
Zur besseren Überwachung und Versorgung der Tiere und Anlagen, aber auch als 
Beitrag zur Sicherheit, sind, der Hauptnutzung untergeordnet, Wohnungen für Auf-
sichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter zuläs-
sig. 

 
Abbildung 6: Bebauungsplanentwurf 
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4.2 Maß der baulichen Nutzung 

4.2.1 Grundflächenzahl (GRZ) 
Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) wird mit 0,3 als Höchstgrenze für das Sonder-
gebiet (SO-Reitanlage) festgesetzt. 
Bei der Ermittlung der Grundfläche sind gem. § 19 BauNVO die Grundflächen von Ga-
ragen und Stellplätzen inkl. der Zufahrten, Nebenanlagen i.S. des § 14 BauNVO sowie 
bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Grundstück lediglich 
unterbaut wird, mitzurechnen.  
Die ausgewiesene Grundflächenzahl nutzt die Obergrenze für diesen Gebietstyp nach 
§ 17 Baunutzungsverordnung (BauNVO) anlagenbedingt bei weitem nicht aus, ermög-
licht aber dennoch, i. S. des schonenden Umgangs mit Grund und Boden und unter 
Berücksichtigung der Lage in der freien Landschaft eine einer Reitanlage hinreichend 
bemessenen Bau- und Gestaltungsweise bei gleichzeitig einer guten Eingliederung in 
die umgebende Landschaft. 
Daher wird auch, abweichend zu den Überschreitungsmöglichkeiten des § 19 Abs. 4 
BauNVO, eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch die Grundflächen der 
oben bezeichneten Anlagen nur bis 10 % zugelassen. 
 

4.2.2 Geschossflächenzahl (GFZ) / Zahl der Vollgeschosse 
Die Geschossflächenzahl (GFZ) wird bei maximal 2 zulässigen Vollgeschossen (II) mit 
0,6 als Obergrenze festgesetzt. 
Der Wert liegt unterhalb der Obergrenze des § 17 BauNVO und ist an die Begrenzung 
auf 2 Vollgeschosse angepasst. Vor diesem Bemessungshintergrund wird dennoch ein 
großzügiger Ausnutzungsgrad gewährleistet. 
Diese Festsetzungskombination folgt einerseits dem Charakter der sich westlich er-
streckenden Ortsrandbebauung, andererseits wird ein moderater Übergang zur umge-
benden Landschaft gewährleistet. 
 

4.2.3 Höhe baulicher Anlagen 
Die Firsthöhe im Baugebiet wird bei 10 m 
beschränkt, wobei der untere Bezugs-
punkt die Oberkante der Bodenplatte im 
Erdgeschoss in senkrechter Projektion 
zur Oberkante der Hauptfirstlinie des 
Gebäudes darstellt. Bei Gebäuden mit 
Flachdach wird die Oberkante des 2. 
Vollgeschosses (Attika) auf max. 5,5 m 
begrenzt. 
Hierdurch soll einerseits eine ausrei-
chende Höhe der baulichen Anlagen er-

möglicht und andererseits störende Gebäudehöhen verhindert werden. 
Eine Überschreitung durch untergeordnete Gebäude- oder Anlagenteile, wie z.B. 
Schornsteine und Entlüftungsanlagen, können dabei zugelassen werden. 

 
Abbildung 7: Systemskizze Firsthöhe 
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4.3 Überbaubare Grundstücksflächen 
Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch die Festsetzung von Baugrenzen gem. 
§ 23 Abs. 3 BauNVO definiert. Ein Überschreiten der Baugrenze in geringem Ausmaß 
kann jedoch gem. § 23 Abs. 3 BauNVO zugelassen werden.  
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO (nicht mit dem Hauptgebäude verbundene, 
diesem untergeordnete bauliche Anlagen, die dem Nutzungszweck des Grundstückes 
selbst dienen), Wege und Stellplätze sowie Bewegungsflächen (z.B. Dressur-, Vorbe-
reitungs- oder Springplätze) sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
chen zulässig. 
Allerdings ist die 20 m breite Bauverbotszone (ab dem Fahrbahnrand der Landstraße 
3072) gem. § 23 Abs. 1 HStrG von Bebauung freizuhalten. 
 
 

4.4 Infrastruktur, Ver- und Entsorgung 

4.4.1 Verkehrsanbindung 
Der Zugang zum Plangebiet erfolgt aus Verkehrssicherheitsgründen durch den Wirt-
schaftsweg Vogelwiese im Süden, alle weiteren an die Niederofleidener Straße/ L 3073 
angrenzenden Flächen werden als "Bereich ohne Ein- und Ausfahrt" festgesetzt (§ 9 
Abs. 1 Nr. 4 und 11 BauGB). 
 

4.4.2 ÖPNV 
Die Bushaltestelle Weidenhausen ist vom 
Plangebiet aus rd. 100 m Luftlinie ent-
fernt und befindet sich mit rd. 500 m 
Wegstrecke somit noch im fußläufig er-
reichbaren Radius. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4.4.3 Oberflächenwasserbehandlung 
Das Oberflächenwasser der Reithalle wird derzeit in eine Rigole auf dem Grundstück 
geleitet, die direkt hinter der Reithalle liegt und über das landwirtschaftliche Drainage-

 
Abbildung 8: RMV Haltestellenplan 
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system in die Hebeanlage Schweinsberg entwässert. Die Rigole soll auch das Nieder-
schlagswasser des Neubaus aufnehmen. 
 

4.4.4 Löschwasser 
Die Sicherstellung der Löschwasserversorgung der Reithalle erfolgt bereits über einen 
Löschwassertank mit 30.000 l Fassungsvermögen, welcher auch für das zukünftige 
Wohnhaus herangezogen werden soll. 
 
 

4.5 Baugestaltung 
Gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 91 HBO werden zur äußeren Gestaltung der bauli-
chen Anlagen örtliche gestalterische Vorschriften erlassen, die in den Bebauungsplan 
als Satzung aufgenommen werden. Mit den gestalterischen Auflagen zur Außenwer-
bung sowie zur Dachgestaltung, den Baumaterialien und der Fassadengliederung wird 
eine angemessene Bebauung hinsichtlich der Baukörperdimensionierung, der Fassa-
den- und Dachgestaltung gewährleistet. 
 
 

4.6 Grünordnungskonzeption 
Das Grünordnungskonzept beinhaltet eine Festsetzungskombination von "Maßnahmen 
und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft" sowie zu den nicht-überbaubaren Grundstücksflächen. Es wer-
den demnach folgende Festsetzungen aus siedlungsökologischen Gründen sowie 
Gründen des Natur-, Landschafts-, Boden-, (Stadt-)klima- und Grundwasserschutzes 
getroffen: 

• Die bereits i.Z. der Errichtung der Reithalle umgesetzten Gehölzpflanzungen 
(Ausgleichsmaßnahmen) werden gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB (Kennzeich-
nung „A“) zeichnerisch bzw. die Pflanzungen östlich des Stalls im Bereich der 
Bewegungsflächen pauschal durch eine textliche Festsetzung zum Gehölzer-
halt (Nr. 1.3.3) gesichert. 
Abgängige Gehölze sind durch Neuanpflanzungen gleichwertiger Pflanzen zu 
ersetzen. 

• Die Flächen innerhalb des gem. § 23 HWG geschützten Gewässerrandstreifen 
werden gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB als „private Grünfläche“ festgesetzt und 
zusätzlich als „von Bebauung freizuhaltender Bereich“ nachrichtlich dargestellt. 

• Die mächtige Solitärpappel im Eingangsbereich zum Pferdehof wird aus Grün-
den des Biotop- und Landschaftsschutzes durch eine Festsetzung gem. § 9 
Abs. 1 Nr. 25 BauGB am Ort erhalten. 

• Aus Gründen des Boden- und Grundwasserschutzes sowie Minderung kleinkli-
matischer Auswirkungen wird festgesetzt, dass Bewegungs-, Stellplatz- und 
Wegeflächen max. wasserdurchlässig befestigt werden dürfen und je fünf Stell-
plätze ein Baum zu pflanzen ist sowie die nicht überbauten bzw. von befestig-
ten Wirtschafts- und Bewegungsflächen überdeckten Grundstücksflächen als 
Grünflächen anzulegen sind. 
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• Grundsätzlich sind alle Anpflanzungen von Bäumen und Sträuchern mit heimi-
schen standortgerechten Laubgehölzen vorzunehmen (vgl. auch „Beispielhafte 
Pflanzliste“ in den textlichen Festsetzungen). 
Ausbreitungsaggressive invasive Arten dürfen nicht angepflanzt werden. Hierzu 
gehören insbesondere: 

Acer negundo (Eschen-Ahorn), Ailanthus altissima (Götterbaum), Amorpha 
fructicosa (Bastardindigo), Prunus serotina (Späte Traubenkirsche), Rhus 
hirta (Essigbaum), Robinia pseodoacacia (Robinie), Rosa rugosa (Kartoffel-
Rose), Rubus armeniacus (Armenische Brombeere), Vaccinium angustifoli-
um x corymbosum (Amerikanische Kultur-Heidelbeere) sowie die exotischen 
Knöterichgewächse und der Riesenbärenklau. 

• Erforderliche Einfriedungen sind so zu gestalten, dass Wanderungsbewegung 
von Kleintieren nicht behindert werden, z.B. durch Holzzäume oder weitma-
schige Drahtzäune. 

Sonstige Hinweise: 
Im Geltungsbereich sind die gesetzlichen Regelungen zum Schutz wildlebender Tiere 
und Pflanzen bei den Baumaßnahmen weiterhin in erforderlichem Umfang fachgerecht 
zu beachten. 
(siehe auch: „Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise“ in den textlichen Festsetzun-
gen) 
 
 

4.6.1 Eingriffsausgleich nach dem Naturschutzrecht 
Durch die Festsetzung einer Grundflächenzahl von 0,3 und der Begrenzung der Über-
schreitung dieser um max. 10 % sowie den Erhaltungs- und Grünordnungsfestsetzun-
gen erfolgt innerhalb des bislang bestehenden Reitgeländes die planungsrechtliche 
Sicherung des Bestands - ein naturschutzfachlicher Ausgleich ist hier daher nicht er-
forderlich. 
Innerhalb der Erweiterungsfläche werden jedoch rd. 1.350 qm Intensivacker überplant, 
was vollumfänglich auszugleichen ist. 
Hierfür wird auf einer nördlich angrenzenden Teilfläche (Flst. 76, Flur 6), welche eben-
falls dem Betriebsinhaber des Pferdehofs gehört, i.U. von rd. 1.750 qm eine Streu-
obstwiese wie folgt hergestellt und dauerhaft gepflegt: 
 
M1: Grünlandherstellung und -entwicklung 
Herstellung: 
Der Intensivacker wird mit einer Wiesenmischung aus gebietsheimscher Herkunft ein-
gesät und als naturnahes Grünland gepflegt und erhalten. 
Nach der Vorbereitung des abgeernteten Ackers wird die Fläche nach den besonderen 
fachlichen Anforderungen für den Einsatz von Regiosaaten (VWW) eingesät (Anleitung 
für das Gelingen z.B. im Internetportal der Fa. Rieger-Hofmann). 
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Saatgutanforderungen: 
• Bei den Kräutern, Gräsern und Leguminosen dürfen ausschließlich Wildformen 

gebietseigener Herkünfte Verwendung finden (Empfehlung: "VWW-
Regiosaaten"). 

• Alle Wildblumen- und Gräserarten sollen aus dem Produktionsraum 4 = "West-
deutsches Berg- und Hügelland" stammen. 

• Saatgutmenge 3 g/m² (ggf. zzgl. Schnellbegrüner und Füllstoff Sojaschrot) 
• Mindestanforderung Wildpflanzensaatgut: techn. Reinheit 80%, Keimfähigkeit 

70%. 
• Bei Ausbringung des Saatguts ist eine Rückstellprobe zu ziehen und über den 

Entwicklungszeitraum zu verwahren. 
• Saatgutmischung Kräuterwiese (Mindestanforderungen): 
 

Blumen 15 % Achillea millefolium, Schafgarbe, 0,50 % 
 Anthriscus sylvestris, Wiesenkerbel, 0,50 % 
 Carum carvi, Wiesen-Kümmel, 1,30 % 
 Centaurea jacea, Gemeine Flockenblume 0,75 % 
 Crepis biennis, Wiesen-Pippau, 0,60 % 
 Daucus carota, Wilde Möhre, 1,00 % 
 Galium album, Wiesen-Labkraut, 0,90 % 
 Galium wirtgenii, Wirtgenes Labkraut, 0,30 % 
 Heracleum sphondylium, Wiesen-Bärenklau, 0,75 % 
 Knautia arvensis, Acker-Witwenblume, 0,50 % 
 Leontodon autumnalis, Herbst-Löwenzahn, 0,40 % 
 Leuc. ircutianum/vulgare, Wiesen-Margerite, 1,25 % 
 Lotus corniculatus, Hornschotenklee, 1,00 % 
 Malva moschata , Moschus-Malve, 0,25 % 
 Papaver rhoeas, Klatschmohn, 0,60 % 
 Pimpinella major, Große Bibernelle, 0,25 % 
 Plantago lanceolata, Spitzwegerich, 1,25 % 
 Prunella vulgaris, Gemeine Braunelle, 0,25 % 
 Rumex acetosa, Großer Sauerampfer, 0,30 % 
 Salvia pratensis, Wiesen-Salbei, 1,00 % 
 Silaum silaus, Wiesen-Silge, 0,25 % 
 Silene flos-cuculi, Kuckuckslichtnelke, 0,25 % 
 Tragopogon pratense, Wiesenbocksbart, 0,60 % 
 Trifolium pratense, Rotklee, 0,25 % 
Gräser 85 % Agrostis capillaris, Rotes Straußgras, 2,43 % 
 Alopecurus pratensis, Wiesen-Fuchsschwanz, 3,64 % 
 Anthoxanthum odoratum, Gemeines Ruchgras, 3,64 % 
 Arrhenatherum elatius, Glatthafer, 2,43 % 
 Cynosurus cristatus, Weide-Kammgras, 18,21 % 
 Dactylis glomerata, Gemeines Knäuelgras, 2,43 % 
 Festuca nigrescens (rubra), Horst-Rotschwingel, 24,29% 
 Festuca pratensis, Wiesenschwingel, 8,50 % 
 Poa angustifolia, Schmalblättriges Rispengras, 17,00% 
 Trisetum flavescens, Goldhafer, 12,43% 
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Entwicklung und Erhaltung des Einsaatgrünlands: 
Es ist eine Wintersaat bis spätestens Ende März durchzuführen. Vorsorglich ist eine 
dünne Mulchschicht (Strohhächsel o.ä.) als Schutz gegen Kahlfröste aufzutragen. 
In den ersten drei Jahren erfolgt die Aufwuchsabtrag jeweils im Wiesenhochstand. 
Dazu ist die Fläche in den erwarteten Erntezeiträumen mehrfach zu inspizieren um 
eine Überständigkeit zu vermeiden. 
Ab dem Abklingen von Nährstoffüberschüssen wird dauerhaft auf eine zweischürige 
Wiesenpflege mit Spätmahd ab Johanni (23.06.) umgeschwenkt. Wiesenpflege be-
deutet, das Grünland wird gemäht, nicht gemulcht, und durch Abtransport des aufge-
trockneten Heus in seiner Funktion gesichert. 
Eine Düngung erfolgt höchstens gemäß landwirtschaftlicher Förderrichtlinien für die 
extensive Grünlandpflege des Landes Hessen und nach dem standörtlichen Grund-
bedarf (Vermeidung von Standortverhagerung). Da eine Streuobstwiese entwickelt 
werden soll, sind Düngegaben strikt an die schriftliche Freigabe durch die städtische 
UNB gebunden. 

 
M2: Obstgehölzpflanzung und -entwicklung 
Im Herbst wird standortangepasst (ohne nachhaltige Grünlandschäden) gepflanzt. 

• Pflanzware: 
Kernobst, nur stark wüchsige Hochstämme aus mind. 5 Sorten, robust, für die 
Region, gem. der FLL-Gütebestimmung; 
Stammhöhe mind. 1,8 m auf Sämling, schorfresistent, für die freie Landschaft; 
mit Pflanzpfahl 2 m, Befestigung Kokosstrick 8er Schlaufe, mit Stammman-
schette. 

• Pflanzangaben: 
Pflanzung in ausreichend große Pflanzgrube, Gießrand, ohne Bodenverbesse-
rung, mit Wurzeldip. 

• Fertigstellungs-/Entwicklungspflege: 
Im Pflanzjahr + 2 Folgejahre mehrmals/a Freihacken, Richten, bedarfsgeb. 
Wässern. 
Langfristig, mind. alle 5 Jahre fachgerechter Erziehungs- und Erhaltungsschnitt. 

 

Die Maßnahme wird im Bebauungsplan gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB (Kennzeich-
nung „B“) planungsrechtlich gesichert und kann die bei Umsetzung des Bebauungs-
plans entstehenden Eingriffe in Natur und Landschaft hinreichend ausgleichen. 
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5 Flächenbilanz 
 
Nutzung Fläche Anteil 
SO-Reitanlage 8.759 qm 66,7 % 
private Grünfläche 1.549 qm 11,8 % 
Maßnahmen für Natur und Landschaft, Kennzeichnung „A“ 1.057 qm 8,0 % 
Maßnahmen für Natur und Landschaft, Kennzeichnung „B“ 1.775 qm 13,5 % 
GESAMT 13.140 qm 100,0 % 
 
 

6 Begriffsbestimmungen 
Grundflächenzahl (GRZ) - 0,3 (Beispiel) 
„Die Grundflächenzahl gibt an, wie viel Quadratmeter Grundfläche je Quadratmeter Grund-
stücksfläche … zulässig sind“ (§ 19 Abs. 1 BauNVO) 

Beispiel: 20.000 qm * 0,3 = 6.000 qm 
 Bei einer Grundstücksgröße von 20.000 qm dürfen maximal 6.000 qm 

Grundfläche überbaut werden. Die Grundflächen von Garagen, Stell-
plätzen mit ihren Zufahrten sowie Nebenanlagen und baulichen Anlagen 
unterhalb der Erdoberfläche sind vollständig mit einzurechnen. 

 
Geschossflächenzahl (GFZ) – 0,6 (Beispiel) 
„Die Geschossfläche gibt an, wie viel Quadratmeter Geschossfläche je Quadratmeter Grund-
stücksfläche … zulässig sind.“ (§ 20 Abs. 2 BauNVO) 

Beispiel: 500 qm * 0,6 = 300 qm 
 Bei einer Grundstücksgröße von 500 qm dürfen maximal 300 qm, verteilt 

auf alle (Voll-)Geschosse überbaut werden. Die Grundflächen von Ga-
ragen, Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen und baulichen 
Anlagen unterhalb der Erdoberfläche, Balkone, Loggien und Terrassen 
bleiben bei der Ermittlung der Geschossfläche unberücksichtigt. 

 
Vollgeschosse – II 
Als Vollgeschosse gelten Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften (Þ § 2 Abs. 3 
HBO) Vollgeschosse sind, oder auf ihre Zahl angerechnet werden.“ (§ 20 Abs. 1 BauNVO) 

 
Baugrenze 
„Ist eine Baugrenze festgesetzt, so dürfen Gebäude und Gebäudeteile diese nicht überschrei-
ten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden.“ 
(§ 23 Abs. 3 BauNVO) 
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